
Neue Regierung in
Dänemark steht

Kopenhagen (dpa). Dänemark
bekommt eine neue Regierung
über die traditionellen Block-
grenzen hinweg. Das gab die ge-
schäftsführende Ministerpräsi-
dentin Mette Frederiksen nach
wochenlangen Verhandlungen
gestern Abend in Kopenhagen
bekannt. Sie habe der dänischen
Königin Margrethe II. mitge-
teilt, dass die Regierung aus ih-
ren Sozialdemokraten, der libe-
ral-konservativen Partei Venstre
und den liberalen Moderaten
bestehen werde, sagte sie.

Anreize für späteren Renteneintritt
Gute Gründe hätten aber auch

Menschen, denen ihre Arbeit „rich-
tig auf die Knochen“ gegangen sei
und die früher von der Rente Ge-
brauch machen wollten, sagte der
SPD-Fraktionschef. Auch die Ar-
beitgeber sieht Mützenich in der
Pflicht: Solle der eine oder andere
überzeugt werden, von einem frü-
heren Renteneintritt Abstand zu
nehmen, solle es eine „Gesamtab-
stimmung“ aller Akteure geben.

zigen Renteneintrittsalter bleiben
solle. Möglich seien aber etwa mehr
Prävention und Gesundheits-
schutz. Auch SPD-Fraktionschef
Rolf Mützenich verwies auf den
Koalitionsvertrag der Ampel. Müt-
zenich kündigte entsprechende
Schritte in den verbleibenden drei
Jahren der Wahlperiode an. Arbeit-
nehmer sollten stärker unterstützt
werden, wenn sie länger arbeiten
wollten.

Berlin (dpa). CSU-Landesgrup-
penchef Alexander Dobrindt sagte,
Kanzler Scholz (SPD) habe jede
Möglichkeit zur Kurskorrektur
und zum vorzeitigen Beenden der
Rente mit 63. Die Ampel habe die
Verantwortung, Anreize zu formu-
lieren, mit denen ein späteres Ren-
teneintrittsalter erreicht werde.

Grünen-Fraktionschefin Britta
Haßelmann erinnerte daran, dass
es laut Koalitionsvertrag beim jet-

Änderungen im
NRW-Haushalt

Düsseldorf (lnw). Die NRW-
Regierungsfraktionen wollen im
Haushaltsplan für 2023 die Mit-
tel für Kinder, Sicherheit und
die Verkehrswende erhöhen. Die
von CDU und Grünen beschlos-
senen Änderungsanträge haben
ein Volumen von 76 Millionen
Euro. Wie die Spitzen der Land-
tagsfraktionen berichteten, sol-
len die zusätzlichen Mittel auch
der biologischen Vielfalt und
dem Sport zu Gute kommen. Die
Änderungen sollen durch Um-
schichtungen im 105 Milliarden
Euro umfassenden Etatplan ge-
genfinanziert werden.

Entlassung soll
erleichtert werden

Berlin (dpa). Vor dem Hinter-
grund der Anti-Terror-Razzien
gegen die „Reichsbürger“-Szene
will das Verteidigungsministeri-
um die Entfernung extremisti-
scher Berufs- und Zeitsoldaten
aus der Bundeswehr erleichtern.
Mit einer Gesetzesänderung sol-
le erreicht werden, dass eine
Entlassung künftig mit einem
Verwaltungsakt ohne Durchfüh-
rung eines zeitintensiven ge-
richtlichen Disziplinarverfah-
rens möglich sei, teilte das Ver-
teidigungsministerium mit.

Unionsfraktionschef Friedrich Merz hat der Ampel-Koalition Gespräche über eine große Rentenreform im
kommenden Jahr angeboten. Entsprechend äußerte sich der CDU-Vorsitzende gestern vor einer Sitzung der
Bundestagsabgeordneten von CDU und CSU in Berlin. Foto: dpa

Alterssicherung

Rufe nach längerem
Arbeiten werden lauter

zeugt: Niemand muss den Men-
schen mehr vorschreiben, wann sie
in Rente zu gehen haben – auch
weil die Lebensläufe immer unter-
schiedlicher werden“, sagte FDP-
Vizechef Johannes Vogel. Deutsch-
land solle sich an Schweden orien-
tieren. Hier können die Bürger in-
nerhalb eines Korridors über die
Rente entscheiden. Vogel erläuter-
te: „Wer eher in den Ruhestand
geht, erhält weniger Rente, wer
später geht, erhält mehr.“

Merz sagte, die Union habe die
Äußerung von Scholz überrascht.
„Die früheren Möglichkeiten für
einen Renteneintritt sind das Lieb-
lingsprojekt der SPD in der letzten
Wahlperiode gewesen. Das ist
Handschrift SPD. Ich begrüße aber,
dass der Kanzler das Problem er-
kannt hat, dass die Zahl der Früh-
verrentungen damit sehr viel höher
geworden ist als seinerzeit ange-
nommen.“

Frühverrentung geben.“ Scholz
solle dafür sorgen, „dass sein Ar-
beitsminister jetzt schnellstmög-
lich die milliardenschwere Sub-
ventionierung der Frühverrentung
beendet“. Damit spielte er auf die
abschlagsfreie Rente nach einer
Versicherungszeit von 45 Jahren
an. Die damalige Koalition von
Union und SPD hatte sie Mitte
2014 eingeführt. Alle vor 1953 Ge-
borenen konnten ohne Abschläge
mit 63 Jahren in Rente gehen; bei
Jüngeren verschiebt sich mit stei-
gendem Renteneintrittsalter der
Start der abschlagsfreien Rente.
Bei der Einführung hatte die Re-
gierung jährlich rund 200 000 An-
tragsteller für diese abschlagsfreie
Rente prognostiziert. Mit jeweils
rund 260 000 mehrere Jahre hinter-
einander waren es deutlich mehr.

Die FDP würde das offizielle
Renteneintrittsalter am liebsten
komplett streichen. „Ich bin über-

Berlin (dpa). Angesichts der
wachsenden Zahl von Rentnern
mehren sich die Rufe nach einem
längeren Verbleib älterer Beschäf-
tigter im Arbeitsleben. Er sei si-
cher, „dass mit steigender Lebens-
erwartung auch eine steigende Le-
bensarbeitszeit verbunden sein
muss“, sagte der Parlamentarische
Geschäftsführer der Unionsfrakti-
on, Thorsten Frei (CDU), gestern in
Berlin.

Angestoßen worden war die De-
batte von Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD). Künftig sollten mehr
Menschen als bisher tatsächlich bis
zum geltenden Renteneintrittsalter
arbeiten, hatte Scholz vor wenigen
Tagen gesagt. CDU-Chef Friedrich
Merz bot der Ampel Gespräche
über die Zukunft der Rente an.

Arbeitgeberpräsident Rainer
Dulger sagte: „Der Bundeskanzler
hat Recht: Es darf keinen Trend zur

Ausland

Bosnien wird
Beitrittskandidat

Brüssel (dpa). Der 3,3 Millio-
nen Einwohner zählende Bal-
kanstaat Bosnien-Herzegowina
soll morgen beim EU-Gipfel of-
fiziell zum Kandidaten für den
Beitritt zur Europäischen Union
ernannt werden. Eine entspre-
chende Empfehlung gaben ges-
tern die Europaminister der
EU-Staaten in Brüssel ab. Dass
sie von den Staats- und Regie-
rungschefs angenommen wer-
den wird, gilt als sicher.

Inland

Neue Gesetze –
mehr Bürokratie

Berlin (dpa). Neue Gesetze
der Bundesregierung haben den
Bürgern und Unternehmen zu-
letzt überdurchschnittlich hohe
Kosten und zusätzlichen Zeit-
aufwand beschert. Das geht aus
dem neuen Bericht des Natio-
nalen Normenkontrollrats her-
vor, den das Beratergremium
gestern an Justizminister Mar-
co Buschmann (FDP) überge-
ben hat. Zwischen Juli 2021
und Juni 2022 stieg demnach
der sogenannte Erfüllungsauf-
wand von Gesetzen um rund
6,7 Milliarden Euro auf insge-
samt 17,4 Milliarden Euro.

Zur EU, Ungarn und windigen Geschäften

Nicht zu verstehen
Von unserem Berliner Korrespondenten
GERNOT HELLER

Europa macht es seinen Bürgern, selbst denen, die dem
europäischen Projekt wohlgesonnen sind, durch sein Tun
oft schwer, es zu verstehen. Der Umgang mit Ungarn belegt
das. Da geht es um rechtsstaatliche Grundsätze, die Un-
garn, durchaus nicht als einziger in der EU, missachtet, um
Korruption, mit der Europas Parlament gerade ganz eigene
Probleme hat und um den Missbrauch des Prinzips der
Einstimmigkeit bei wichtigen Entscheidungen in der Uni-
on. Schon das ist ein ziemlich unansehnliches Gestrüpp,
das Menschen von außen kaum durchdringen können.

Aber es geht noch schlimmer. Da blockiert die EU erst-
mals Milliardenzahlungen aus dem Gemeinschaftshaus-
halt an ein Mitglied – Ungarn –, weil man fürchtet, dass
dieses Geld im Korruptionssumpf von Regierungschef Vik-
tor Orban versickert. Allerdings ist diese blockierte Summe
um eine Milliarde geringer, als man es ursprünglich vorhat-
te. Der Grund: Bei ein paar Beanstandungen hat Ungarn
Signale gesetzt, die einigen EU-Ländern Hoffnung ma-
chen. Noch verwirrender: Hilfen von fast sechs Milliarden
Euro aus einem anderen Topf, dem zur Bekämpfung der
Corona-Folgen, könnten bald fließen – allerdings auch wie-
der nicht ganz. Zuvor muss Ungarn dafür 27 Voraussetzun-
gen erfüllen, die die EU formuliert hat. Das klingt wie eine
hohe Hürde, muss es jedoch nicht sein, denn da lassen sich
sicher neue Kompromisse finden. Dabei ist es Geld auf sei-
nem Wege in die Taschen korrupter Geschäftemacher und
Politiker egal, aus welchem europäischen Topf es stammt.

Personalie

aHeiko Maas (56), früherer
Außenminister (SPD), legt
sein Bundestagsmandat nie-
der. Er trug sein Anliegen ges-
tern der SPD-Bundestags-
fraktion vor. Nach Informatio-
nen der „Saarbrücker Zei-
tung“ wird Maas im Januar in
eine Berliner Anwaltskanzlei
als Partner eintreten.

EU-Korruptionsskandal

Pieper fordert Untersuchungsausschuss
Von RALF OSTERMANN

Brüssel (gl). Der EU-Korrupti-
onsskandal hat beim langjährigen
münsterländi-
schen Europaab-
geordneten Dr.
Markus Pieper
(CDU, Foto) Ent-
setzen und Fas-
sungslosigkeit
ausgelöst. „Wie
kann das sein?
Was bringt eine
Stellvertretende Parlamentspräsi-
dentin dazu, sich persönlich zu be-

reichern? Was bedeutet das für die
Reputation des EU-Parlaments?“
Das seien seine ersten Gedanken
gewesen, sagt Pieper der „Glocke“.

Die zutage getretene kriminelle
Energie hätte der EVP-Abgeordne-
te nicht für möglich gehalten. In
seinen 18 Jahren als Mitglied des
Haushaltskontrollausschusses
habe es einen einzigen Korrupti-
onsfall gegeben, in den ein rumäni-
scher Sozialist verwickelt gewesen
sei, erläutert der 59-Jährige. Das
Vergehen damals sei aber bei Wei-
tem nicht vergleichbar mit der Di-
mension des aktuellen Geschehens.

Im Mittelpunkt des Skandals
steht die Nichtregierungsorganisa-
tion (NGO) „Fight Impunity“ (Be-
kämpfe Straffreiheit), die sich ei-
gentlich dem Kampf gegen Verlet-
zungen der Menschenrechte ver-
schrieben hat, im konkreten Fall
aber vermutlich die Rolle des Geld-
wäschers übernahm. Sie wurde von
Francesco Giorgi, dem Lebensge-
fährten der gestern abgesetzten
Vize-Parlamentspräsidentin Eva
Kaili, 2019 mitgegründet.

Pieper hält es für dringend not-
wendig, die Taten schnellstmöglich
aufzuklären, „am besten mit einem

eigenen Untersuchungsausschuss“.
Zudem sollten künftig nur NGOs
ins Transparenz-Register der EU
eingetragen werden, die ihre Fi-
nanzierung offenlegen und deren
innere Strukturen demokratisch
organisiert sind. Ein Bericht, der
solche Kriterien festlege, müsse im
EU-Parlament neu aufgelegt wer-
den. Schließlich plädiert Pieper für
einen Vertrauensrat, in dem Mit-
glieder und Beamte des Parlaments
die Einhaltung gesetzter Regeln
und Standards garantieren und
diese kontinuierlich an neue An-
forderungen anpassen.

Halle-Attentäter

Geiselnahme nimmt glimpfliches Ende
schwerwiegend, wie es aus dem
Justizministerium hieß. Die bei-
den als Geiseln genommenen
Männer wurden äußerlich nicht
verletzt, werden aber betreut.

Nun bleibt zu klären, wie dem
30-Jährigen die Geiselnahme ge-
lingen konnte. Sachsen-Anhalts
Justizministerin Franziska Wei-
dinger (CDU) sagte, der Gefange-
ne werde in dem Hochsicherheits-
gefängnis in Burg engmaschig be-
treut und kontrolliert.

Montagabend nahm er nachei-
nander zwei Bedienstete als Gei-
seln und zwang sie, ihm den Weg
aufzuschließen Richtung Freige-
lände inmitten der Gefängnis-
mauern. Sein Ziel war laut Justiz-
ministerium, in die Freiheit zu ge-
langen.

Acht Justizvollzugsbedienstete
konnten den Straftäter nach we-
niger als einer Stunde überwälti-
gen. Der Halle-Attentäter wurde
dabei verletzt, allerdings nicht

Burg/Magdeburg (dpa). Er ver-
übte am höchsten jüdischen Fei-
ertag ein Attentat auf die Synago-
ge in Halle und tötete zwei Men-
schen. Vor zwei Jahren wurde er
wegen der rassistischen und anti-
semitischen Tat zur Höchststrafe
verurteilt. Kaum war das Urteil
gesprochen, warf er einen Gegen-
stand in Richtung der Nebenklä-
ger. Der 30 Jahre alte Halle-At-
tentäter zeigt nun auch im Ge-
fängnis seine Gefährlichkeit. Am

Franziska Weidinger (CDU), Jus-
tizministerin in Sachsen-Anhalt,
will Sicherheitslücken untersu-
chen lassen. Foto: dpa

Zur Pleite der Kryptobörse FTX

Von Gier getrieben
Von ALFRED MENSE

Die Festnahme von Sam Bankman-Fried, dem Gründer
der inzwischen insolventen Kryptobörse FTX, markiert ei-
nen weiteren Rückschlag für ein hochspekulatives System,
das auf Investorenseite bisher vor allem von einem getrie-
ben wird: Gier. Dem 30-jährigen „Wunderkind“ Bankman-
Fried wirft die US-Börsenaufsicht vor, Anleger in die Irre
geführt und Geld veruntreut zu haben – in Milliardenhöhe.

In Zeiten von hoher Inflation suchen Anleger nach Mög-
lichkeiten, ihr Geld zu vermehren oder zumindest vor der
Entwertung zu schützen. Das ist mehr als legitim. Die
Krypto-Branche erfreute sich bisher dank rasanter Kurs-
gewinne regen Zulaufs. Es ist daher wenig erstaunlich, dass
kriminelle Akteure auf dem Feld von Bitcoin & Co. aktiv
werden. Dass Vorsicht geboten ist, zeigt etwa der Prozess in
Münster gegen die „Kryptoqueen“, die eine Digitalwäh-
rung nur erfunden und tausende Anleger betrogen hatte.

Unabhängig von kriminellen Aktivitäten ist das System
höchst fragwürdig, wenn nicht gefährlich: Es muss zu den-
ken geben, dass das vermeintliche „digitale Gold“ – abge-
sehen von El Salvador – nirgendwo auf der Welt als gesetz-
liches Zahlungsmittel anerkannt ist, ihm in der Realwirt-
schaft kein Wert entgegensteht. Dazu kommt, dass das di-
gitale Spekulationsobjekt auf einer komplizierten Techno-
logie basiert, die Unmengen an Energie verschlingt.

Das Thema „Krypto“ ist leider nicht mehr zu ignorieren.
Tatsache ist, dass sich auch die Bankenwelt in Deutschland
und Europa in Projekten mit der Zukunftstechnologie be-
schäftigt – weil sie sich das wachsende Geschäft nicht ent-
gehen lassen will. Notwendig ist zumindest eine Regulie-
rung der Branche, die Anlegern Rechtssicherheit bietet.
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